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BLVN-Mitgliederversammlung und BLVN-Seniorenvertreter-Tagung 

   Die BLVN-Mitgliederversammlung findet am 01. Oktober 2024 (vormittags) in Osnabrück im Haus 
Ohrbeck mit Schwerpunkt „Berufsorientierung“ statt.  
Anmeldung unter: https://www.blv-nds.eu/anmeldung_mv/anmeldung.php 
Benutzer: blvn 
Passwort: anmeldung_mv 
 
   Die BLVN-Seniorenvertreter-Tagung findet zum gleichen Zeitpunkt am 01. Oktober 2024 (vormittags) im 
Kloster Ohrbeck (Georgsmarienhütte/Osnabrück) statt.  
Themen: „Pflege kranker und alter Menschen“, „Finanzierung der Pflege in den verschiedenen Pflegestufen“. 
Interessierte sind herzlich eingeladen. 
Referentin ist Frau Elisabeth Fischer von „compass – Pflegeberatung für Privatpatienten“. Frau Fischer ist 
die regional zuständige Beraterin.  
 
   Am 01. Oktober 2024 (nachmittags) ist eine Exkursion für die Teilnehmer beider Veranstaltungen durch die 
Gedenkstätte Augustaschacht geplant. 
 
   Der 02. Oktober 2024 ist für die interne Arbeit vorgesehen und nicht öffentlich. 
 

Versorgungsehe widerlegt: Gericht sorgt für Klarheit (Sonderfall) 
Urteil: 
Sozialgericht Berlin v. 03.08.2024 (Az.: S 4 R 618/21) 
Verstirbt der Ehepartner, hat der oder die Hinterbliebene in vielen Fällen Anrecht auf eine Witwen- oder Witwerrente. 
Voraussetzung ist in der Regel, dass die Ehe mindestens zwölf Monate gedauert hat. Andernfalls geht der Gesetzgeber 
davon aus, dass die Ehe nur zu dem Zweck eingegangen worden ist, eine Hinterbliebenenversorgung sicherzustellen 
(Versorgungsehe). Hinterbliebene können diese Vermutung allerdings entkräften und damit anspruchsberechtigt sein. 
Das zeigt das Urteil des Sozialgerichts Berlin, auf das die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des Deutschen Anwaltvereins 
hinweist. Den Antrag auf Witwerrente verweigerte die Rentenversicherung, weil die Ehe weniger als ein Jahr dauerte. 
Bei der Betrachtung des Einzelfalls kam das Gericht zu dem Ergebnis, dass die Versorgung des Klägers nicht der 
überwiegende Zweck der Eheschließung gewesen ist. Ausführliches dazu: siehe Urteil. 
Quelle: Sozialgericht Berlin, Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des Deutschen Anwaltvereins 
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Behinderung kann Rentnern die Steuererklärung ersparen 
(gekürzt) Unter gewissen Umständen können Ruheständler der Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung 
entgehen, teilt der Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine (BVL) mit. Nämlich dann, wenn weitere 
steuermindernde Sachverhalte geltend gemacht werden können. Das gilt zum Beispiel, wenn eine 
Beeinträchtigung vorliegt und deswegen ein Grad der Behinderung (GdB) bewilligt wird. Schon mit einem 
GdB von 20 profitieren Steuerzahlende von einem zusätzlichen Freibetrag in Höhe von 384 Euro pro Jahr. 
Bei einem GdB von 50 sind es 1.140 Euro und für hilflose Menschen wächst der zusätzliche Freibetrag auf 
7.400 Euro an. In Verbindung mit dem Merkzeichen „aG“ für eine außergewöhnliche Gehbehinderung oder 
„TBI“ für Taubblindheit, wird die Steuerlast ab einem GdB von 80 um weitere 4.500 Euro geschmälert. 
Hilflose Personen bekommen diese Erleichterungen ebenfalls. Laut dem BVL könnte sich der maximale 
Freibetrag durch den GdB so auf 11.900 Euro pro Jahr belaufen. 
Auch wichtig zu wissen: Wenn ein Pflegegrad beantragt wird, sollte zeitgleich immer ein Antrag auf 
Feststellung eines Grades der Behinderung und der entsprechenden Merkzeichen gestellt werden, denn nur 
so können Steuerzahlende den Behinderten-Pauschbetrag in Anspruch nehmen. Der Antrag muss beim 
örtlichen Versorgungsamt gestellt werden. 
Aufgrund der höheren Einnahmen durch die Rentenerhöhung von 4,57 Prozent sind einige Rentner erstmals 
zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet und müssen somit einen Teil der Rente versteuern. Laut einer 
Berechnung des Verbraucherportals Finanztip betrifft das diejenigen, die bei Renteneintritt 2024 eine 
Bruttojahresrente von mehr als 16.434 Euro erhalten. Abzüglich üblicher Sonderausgaben für Kranken- und 
Pflegeversicherung, den geltenden Pauschbeträgen und des Rentenfreibetrags läge die Rente dann 
oberhalb des Grundfreibetrags von derzeit 11.604 Euro.  
Wer früher in Rente gegangen ist, darf aufgrund des dann noch geltenden höheren Rentenfreibetrags mehr 
verdienen. Ruheständler mit einem Renteneintritt im Jahr 2010 dürfen dem Verbraucherportal Finanztip 
zufolge zum Beispiel noch rund 19.573 Euro Rente bekommen, ohne eine Steuererklärung abgeben zu 
müssen. Bei weiteren Einkünften oder hohen abzugsfähigen Ausgaben können die Zahlen abweichen! 
Quellen: IhreVorsorge, Deutsche Rentenversicherung (DRV), Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine (BVL), 
Verbraucherportal Finanztip 
 

Keine Erhöhung der Rente durch ehrenamtliches Engagement 
(gekürzt) Ehrenamtliches Engagement im Sportverein, in Kirchen oder sozialen Einrichtungen kann 
grundsätzlich nicht die Rente steigern. „Eine rentenrechtliche Berücksichtigung des unentgeltlichen 
Einsatzes für die Gesellschaft ist nicht möglich, da die gesetzliche Rentenversicherung ein 
vorleistungsbezogenes Versicherungssystem ist“ geht aus einer Antwort des Bundessozialministeriums 
(BMAS) auf eine Anfrage der CDU hervor. „Sowohl für den Anspruch als auch für die Höhe einer Rente 
könne eine ehrenamtliche Tätigkeit grundsätzlich nur dann berücksichtigt werden, wenn eine Versicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung besteht“, teilt das Bundesarbeitsministerium (BMAS) mit.  
Weiter heißt es: Eine Rentensteigerung für ehrenamtliche Tätigkeiten ohne eine Gegenleistung in Form von 
Beiträgen wäre mit dem Prinzip der Lohn- und Beitragsbezogenheit der gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht vereinbar. Allerdings gebe es verschiedene beitragsrechtliche Sonderregelungen, die bei Ausübung 
eines Ehrenamts zu einer verbesserten rentenrechtlichen Absicherung führen könnten. So könne man zum 
Beispiel unter bestimmten Voraussetzungen beim Arbeitgeber den Antrag stellen, dass für die 
Rentenbeitragszahlung „ein höheres beitragspflichtiges Arbeitsentgelt berücksichtigt wird“. 
Quellen: Bundessozialministerium, Deutsche Rentenversicherung (DRV), Bundesarbeitsministerium 
 

Digitale Rentenübersicht 
(gekürzt) Die Digitale Rentenübersicht verschafft allen Bürgerinnen und Bürgern eine Übersicht über die 
persönlichen Altersvorsorgeansprüche aus gesetzlicher, betrieblicher und privater Alterssicherung. Die 
Übersicht kann eine Grundlage für eine weitergehende Beratung sein, um etwaige Lücken in der 
Altersversorgung zu erkennen und handeln zu können. Die Nutzung des Portals ist kostenlos. 
Auf Grundlage des Rentenübersichtsgesetzes aus dem Jahr 2021 wurde die Digitale Rentenübersicht in den 
letzten drei Jahren entwickelt und stand seit Mitte 2023 in einer Pilotphase zur Verfügung. Seit Jahresbeginn 
befindet sich das Online-Portal www.rentenuebersicht.de im Regelbetrieb. Von anfänglich drei 
angebundenen Vorsorgeeinrichtungen sind es heute 311, weitere befinden sich aufgrund der zu Beginn des 
Jahres in Kraft getretenen gesetzlich verpflichtenden Anbindung bis Ende 2024 im Anbindungsprozess an 
die Organisationseinheit innerhalb der Deutschen Rentenversicherung Bund (ZfDR). Somit können 
Bürgerinnen und Bürger einen weit übergreifenden Teil ihrer Altersvorsorgeansprüche gebündelt einsehen 
und mit dem Kenntnisstand zielgerichtet in eine Altersvorsorgeplanung gehen. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund 
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Hinzuverdienst beim Bezug von Witwen- bzw. Witwerrente 
Seit 1. Juli 2024 können Witwen und Witwer neben der Hinterbliebenenrente mehr hinzuverdienen. Werden 
neben der Hinterbliebenenrente eigene Einkünfte wie ein Arbeitsentgelt oder eine Altersrente bezogen, 
werden diese angerechnet. Bis zu einem festgelegten Freibetrag kommt es nicht zu einer Rentenminderung. 
Dieser Freibetrag ist zum 1. Juli im Rahmen der Rentenerhöhung auf 1.038,05 Euro (bisher 992,64 Euro) 
gestiegen. Für jedes waisenrentenberechtigte Kind des Berechtigten gilt jetzt ein Erhöhungsbetrag von 
220,19 Euro (bisher 210,56 Euro). 
Angerechnet wird der Nettobetrag der Einkünfte. Dieser wird in der Regel aus dem Bruttoeinkommen durch 
Abzug von gesetzlich festgelegten Pauschalbeträgen ermittelt. Übersteigen die errechneten Nettoeinkünfte 
den Freibetrag, werden die übersteigenden Einnahmen zu 40 Prozent auf die Hinterbliebenenrente 
angerechnet. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
 

Rente und Pfändung 
Urteil: 
Bundesgerichtshof v. November 2017 (At.: IX ZR 21/17) 
Die Pfändungsfreigrenzen wurden um rund 6,4 Prozent zum 1. Juli 2024 erhöht. Unpfändbar sind somit 
Rentenbezüge von bis zu 1.499,99 Euro. Generell ist die Rente pfändbar, da sie nach geltendem Recht wie 
ein Arbeitseinkommen behandelt wird. Gepfändet werden kann nur der Teil der Rente, der über der 
Pfändungsfreigrenze liegt. Sie ergibt sich aus der Tabelle zur Zivilprozessordnung und gewährleistet, dass 
Betroffene auch bei einer Pfändung über ein Existenzminimum verfügen und zum Beispiel 
Unterhaltsverpflichtungen nachkommen können. Geprüft und festgelegt wird die Höhe des pfändbaren 
Betrags durch den Rentenversicherungsträger, der die Rente auszahlt. 
Das angesparte Kapital eines Riester-Vertrags ist nicht pfändbar, heißt es gemeinhin, trifft aber nur unter 
bestimmten Bedingungen zu. Darauf weist der Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine (BVL) unter Berufung 
auf ein Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) vom November 2017 hin. Voraussetzung für den 
Pfändungsschutz ist, dass sowohl förderfähige Beiträge geleistet wurden als auch ein entsprechender 
Zulagenantrag für diese Beiträge gestellt worden ist. Ohne einen solchen Antrag sei das Riester-Vermögen 
nicht vor der Pfändung geschützt. Der Verband rät dazu, einen Dauerzulagenantrag zu stellen. Eine jährlich 
wiederkehrende Beantragung entfällt dann. Das Formular dafür gibt es vom jeweiligen Riester-Anbieter, der 
es nach dem Ausfüllen wieder zurückbekommt. Danach müssen Versicherte nur noch mitteilen, wenn sich 
an der Lebenssituation etwas geändert hat, der Geburt eines Kindes oder bei einer Änderung des Gehalts. 
Hinweis: Wurde mehr geriestert als förderfähig ist, ist der übersteigende Teil nicht vor Pfändung geschützt. 
Wird ein Riester-Vertrag gekündigt, verliert das ausbezahlte Kapital seine Förderung und kann somit 
gepfändet werden. 
Quellen: Bundesgerichtshof (BGH), Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine (BVL), Deutsche Rentenversicherung (DRV), 
IhreVorsorge 
 

Beratungen zur Organspende 
Im vergangenen Jahr wurden Beratungsgespräche zu einer Organ- und Gewebespende deutlich mehr 
nachgefragt. Niedergelassene Ärztinnen und Ärzte haben fast 3,8 Millionen Gespräche zu den 
Voraussetzungen und Möglichkeiten geführt, wie das Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung in 
Deutschland (ZI) mitteilte. Im Jahr zuvor seien es noch 2,44 Millionen gewesen. Die Beratungsgespräche 
können dazu beitragen, Ängste und Befürchtungen zu überwinden und die Bereitschaft zur Organspende 
erhöhen. Die Ergebnisse zeigen, dass in der Bevölkerung eine große Bereitschaft zur Organspende, aber 
ein noch größeres Bedürfnis nach medizinisch gesicherter Information und qualifizierter Beratung besteht. 
Ein im März 2022 in Kraft getretenes Gesetz sieht eine ergebnisoffene Beratung als zusätzliche ärztliche 
Leistung vor. Patientinnen und Patienten haben dadurch alle zwei Jahre Anspruch auf eine Aufklärung zur 
Organspende. Organe wie Nieren, Leber oder Herzen für schwer kranke Menschen werden seit Jahren 
dringend benötigt, wie die koordinierende Deutsche Stiftung Organtransplantation mitteilt. 8400 Betroffene 
stehen auf der Warteliste. 
Mit dem 2020 beschlossenen Register-Gesetz bleiben Organspenden nur mit ausdrücklicher Zustimmung 
erlaubt. Der Bundesrat setzt sich für eine Änderung der Regeln ein, um mehr Transplantationen zu 
ermöglichen. Die Widerspruchslösung ist angestrebt. Im März ging ein Organspende-Register an den Start, 
in dem man Erklärungen zu seiner Spendenbereitschaft online speichern kann. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
 
 


